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111111 ZIVILRECHT 

Programmerstellung: Quellprogramme 
BGH, Urteil vom 30. Januar 1986 (I ZR 242/83) 

Amtlicher Leitsatz 
Zur Frage der Auslegung eines Vertrages über die 

Erstellung von Individualsoftware (hier: Verpflichtung 
nur zur Überlassung des Maschinenprogramms ein­
schließlich der Benutzerdokumentation oder auch des 
Quellenprogramms einschließlich der Herstellerdoku­
mentation). 

BGB: §631 
UrhG:§31 

Stichworte 
Programmerstellungsvertrag — Pflicht des AN, eine 
systemtechnische Dokumentation zu liefern — Pflicht 
des AN, Quellformate zu liefern. 

Tatbestand 
„Die Klägerin betreibt ein Service-Rechenzentrum; 

die Beklagte vertreibt EDV-Terminals und erstellt Da­
tenverarbeitungsprogramme. Die Parteien streiten dar­
über, ob die Beklagte im Rahmen eines Programmer­
stellungsauftrages verpflichtet ist, der Klägerin neben 
den Maschinenprogrammen auch die entsprechenden 
Quellenprogramme sowie eine Herstellerdokumenta­
tion zu übergeben. 

Die Parteien schlössen am 11./15. Dezember 1980 
einen Vertrag, in dem sich die Beklagte zur Erstellung 
von EDV-Programmen verpflichtete, die bei den 
Kunden der Klägerin eingesetzt werden sollten und 
mit deren Hilfe die Datenerfassung sowie die Daten­
übertragung in das Rechenzentrum der Klägerin und 
zurück zum Kunden bewerkstelligt werden sollten. In 
Ziffer 1 des Vertrages, der die Klägerin als ,Firma' und 
die Beklagte als Programmierer* bezeichnet, heißt es: 

,Der Programmierer übernimmt durch schriftlichen 
Auftrag der Firma Programmierungs-, Test- und Do­
kumentationsarbeiten (Operatoranweisungen, Ablauf­
diagramme, Systembeschreibungen etc.) für die Aufga­
benbereiche: Datenerfassungsprogramm für S-Stan-
dard-Systeme sowie Datenfernübertragung, gemäß 
übergebener Beschreibungen/ 

Als Gegenleistung vereinbarten die Parteien eine Li­
zenzgebühr pro Gerät, auf dem das Programm laufen 
würde; diese sollte für das ebenfalls von der Beklagten 
zu liefernde Betriebssystem 95,— DM betragen; für 
das Datenerfassungs- und -fernübertragungsprogramm 

sollte die Lizenzgebühr nach der Zahl der eingesetzten 
Geräte wie folgt gestaffelt sein: 

1-200 Geräte: 350,— DM 
201-500 Geräte: 275,— DM 

ab 501 Geräte: 200,— DM. 
In Ziffer 5 des Vertrages heißt es im Anschluß an 

den vereinbarten Fertigstellungstermin : 
»Spätestens zu diesem Termin ist vom Programmie­

rer das fertige Programm zu übergeben, wozu die ge­
nannten Dokumentationen gehören und die ausdrück­
liche Erklärung des Programmierers, daß die Pro­
gramme funktionsfähig, also ausgetestet, sind/ 

Die Ziffern 6 und 7 des Vertrages lauten: 
,6. Der Programmierer verpflichtet sich, die von 

ihm erstellten Programme nach deren Fertigstellung 
zu warten. 

Die Beseitigung aller Fehler (Garantie) hat kostenlos 
zu erfolgen und zwar während der gesamten Laufzeit 
des Vertrages. Das gleiche gilt für eventuelle Erweite­
rungen, für die gegebenenfalls die Lizenzgebühren ver­
ändert werden müssen. 

7. Der Programmierer überträgt der Firma im vor­
aus und unwiderruflich die ausschließliche Nutzungs­
rechte an den von ihm erstellten Programmen, Teilen 
von Programmen und allen damit in Zusammenhang 
stehenden Leistungen sowie das gesamte Know-How. 
Für das Betriebssystem CP/M und die Basis-DFÜ-Soft­
ware (BSC-2) erhält (Firma) nicht die ausschließlichen 
Nutzungsrechte, da es sich hierbei um Standardsoft­
ware handelt, die nicht nur in der Zusammenarbeit mit 
(Firma) zur Anwendung kommt, sondern auch mit an­
deren Unternehmen. 

Dieses Recht durch die Firma schließt ein: 
— das Recht zur Verwertung dieser Arbeitsergebnisse 

im eigenen Hause 
— die miet- und leihweise Überlassung an Dritte 
— Verkauf der Arbeitsergebnisse 
— Gewährung von Nutzungsrechten aller Art. 

Die Übertragung dieser Nutzungsrechte und der 
Dokumentation erfolgt unwiderruflich und ohne jede 
zeitliche Begrenzung und ist mit den Lizenzgebühren 
des Programmierers abgegolten*. 

Ziffer 8 des Vertrages enthält die Verpflichtung der 
Beklagten, Stillschweigen über die die Klägerin betref­
fenden Informationen zu wahren, von denen sie durch 
die Erledigung des Auftrages Kenntnis erhält; am 
Ende dieser Ziffer heißt es: 

»Sämtliche geschäftlichen sowie persönlichen Unter­
lagen und Aufzeichnungen, die Geschäftsvorgänge 
oder den Vertragsgegenstand betreffen, sind Eigentum 
der Firma. Werden solche Aufzeichnungen auf Auf­
zeichnungsträgern, wie z.B. Papier, Lochstreifen, etc. 
vorgenommen, welche vom Programmierer gestellt 
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werden, so gehen auch die Aufzeichnungsträger mit 
dem Zeitpunkt der Niederschrift von Aufzeichnungen 
auf solchen Aufzeichnungsträgern in das Eigentum der 
Firma über. Die eventuell anfallenden Materialkosten 
trägt die Firma.' 

Nach Fertigstellung übergab die Beklagte der Kläge­
rin die im Vertrag beschriebenen Programme in Ma­
schinen-Code, eine Benutzerdokumentation sowie wei­
tere Unterlagen. Trotz Aufforderung lehnte sie jedoch 
die Übergabe der entsprechenden Quellenprogramme 
und Programmablaufpläne ab. 

Die Klägerin hat die Ansicht vertreten, die Beklagte 
sei aufgrund des Vertrages zur Herausgabe der Quel­
lenprogramme und einer Herstellerdokumentation 
verpflichtet. Ohne Quellenprogramme sei sie nicht in 
der Lage, die Software vertragsgemäß zu verwerten; 
insbesondere könne sie die Programme nicht Dritten 
zur Verfügung stellen, weil sie eventuelle Fehler nicht 
beheben können. 

Dem ist die Beklagte entgegengetreten. Sie hat gel­
tend gemacht, sie habe bei den Vertragsverhandlungen 
mit der Klägerin darauf bestanden, daß alle Hinweise 
auf eine Verpflichtung zur Herausgabe der Quellenpro­
gramme und zur Erstellung einer Herstellerdokumen­
tation gestrichen würden. Vertragsgegenstand sei auch 
Standardsoftware gewesen, für die sie selbst keine 
Quellenprogramme habe. Im übrigen benötige sie die 
Quellenprogramme, um ihrer Wartungsverpflichtung 
nach Ziffer 6 des Vertrages nachkommen zu können. 

Das Landgericht hat den Klageantrag zu 1 abgewie­
sen, mit dem die Klägerin die Herausgabe der Ur­
sprungsprogramme zu dem Datenerfassungs- und Da­
tenfernübertragungsprogramm verlangt hatte; im übri­
gen hat das Landgericht die Beklagte antragsgemäß zur 
Herstellung und Herausgabe einer umfassenden Doku­
mentation (bestehend aus einer Programmbeschrei­
bung, einem Programmprotokoll und einem Feinfluß­
diagramm bzw. kommentierten Statements) sowie — 
insoweit durch Teilurteil — zur Auskunftserteilung 
darüber verurteilt, welche geschäftlichen und persönli­
chen Unterlagen und Aufzeichnungen sie im Besitz 
hat, die Geschäftsvorgänge der Klägerin oder den Ver­
tragsgegenstand betreffen. Die Klägerin hat den Klage­
antrag zu 1, den sie zunächst im Wege der unselbstän­
digen Anschlußberufung weiterverfolgt hatte, im Beru­
fungsverfahren mit Einwilligung der Beklagten zurück­
genommen. 

Auf die Berufung der Beklagten hat das Kammerge­
richt die Klage in vollem Umfang abgewiesen." Die 
Revision, mit der die Klägerin ihre Klageanträge in der 
im Berufungsrechtszug geringfügig geänderten Fassung 
weiter verfolgt, hatte keinen Erfolg. 

Entscheidungsgründe 

„I. Das Berufungsgericht hat ausgeführt: 

Die Klageanträge seien sämtlich auf die Herausgabe 
des Quellenprogramms zu dem gelieferten Maschinen­

programm gerichtet. Hierauf habe die Klägerin jedoch 
nach dem insoweit klaren und eindeutigen Wortlaut 
des Vertrages keinen Anspruch. Der Gegenstand des 
Vertrages werde in erster Linie durch dessen Ziffern 1 
und 5 bestimmt; die dort verwendeten Begriffe (»ferti­
ges Programm', »Operatoranweisungen', »Ablaufdia­
gramme', »Systembeschreibungen') bezögen sich ledig­
lich auf die Erstellung und Lieferung eines Maschinen­
programms einschließlich Benutzerdokumentation. 
Auch aus den anderen Bestimmungen des Vertrages 
lasse sich keine Verpflichtung zur Lieferung des Quel­
lenprogramms und einer Herstellerdokumentation 
entnehmen. In Ziffer 7 Abs. 1 räume zwar die Beklagte 
der Klägerin umfassende Nutzungsrechte ein; damit 
habe jedoch der von der Beklagten geschuldete Lei­
stungsumfang nicht erweitert werden sollen; vielmehr 
bezögen sich die Nutzungsrechte allein auf das Maschi­
nenprogramm. Der Herausgabeanspruch lasse sich 
auch aus Ziffer 8 nicht ableiten; diese Vertragsbestim­
mung diene nur dem Zweck, die Beklagte zum 
Schweigen über ihr bekannt gewordene »Geschäftsge­
heimnisse* der Klägerin zu verpflichten und sicherzu­
stellen, daß kein Material bei der Beklagten verbleibe, 
das derartige »Geheimnisse* enthalte; eine Modifizie­
rung des in den Ziffern 1 und 5 umschriebenen Lei­
stungsumfangs ergebe sich aus dieser Bestimmung 
ebenfalls nicht. Schließlich lasse sich der Klagean­
spruch auch nicht aus den weiteren Umständen herlei­
ten. Die Klägerin benötige das Quellenprogramm we­
der für die Wartung noch zur sonstigen Programmpfle­
ge; zur Fehlerbeseitigung einschließlich der sonstigen 
Wartung sei nach dem Vertrag die Beklagte verpflich­
tet, der allein das Recht zustehe, das Programm zu ver­
ändern. Selbst wenn es in der Branche üblich sei, bei 
einem speziellen Programm auch die Sourcen zu über­
geben, stehe dem doch im Streitfall der eindeutige 
Vertragswortlaut entgegen. Auch wirtschaftliche Erwä­
gungen sprächen dafür, daß die Beklagte nicht ihre ge­
samte Leistung, die auch von der Klägerin mit minde­
stens 70000,— DM bewertet worden sei, gegen die un­
gewisse Aussicht auf zukünftige Lizenzgebührenein­
nahmen habe zur Verfügung stellen wollen. 

IL Die gegen diese Beurteilung gerichteten Angriffe der 
Revision haben keinen Erfolg: 

Das Berufungsgericht hat von der Revision unbean­
standet klargestellt, daß die von der Klägerin weiter 
verfolgten Klageanträge letztlich auf Herausgabe der 
Sourcen (Quellen-, Ursprungsprogramm) zu dem Ma­
schinenprogramm gerichtet sind. Nach den rechtsfeh­
lerfrei getroffenen Feststellungen des Berufungsge­
richts ist die Beklagte nach dem Vertrag vom 11./15. 
Dezember 1980 aber lediglich verpflichtet, der Kläge­
rin das Maschinenprogramm einschließlich der Benut­
zerdokumentation und nicht auch die Sourcen zu 
übergeben. Das Berufungsgericht hat die Klage daher 
zu Recht in vollem Umfang abgewiesen. 

Die Feststellungen des Berufungsgerichts beruhen 
auf tatrichterlicher Vertragsauslegung. Diese ist in der 
Revisionsinstanz nur beschränkt darauf überprüfbar, ob 
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sie mit den Denkgesetzen oder dem Wortlaut verein­
bar ist und ob anerkannte Auslegungsgrundsätze ver­
letzt sind oder wesentlicher Auslegungsstoff außer acht 
gelassen worden ist. Das Berufungsurteil läßt keine der­
artigen Rechtsfehler erkennen. 

1. Das Berufungsgericht stützt seine Auslegung in 
erster Linie auf Ziffer 1 Abs. 1 und Ziffer 5 des Vertra­
ges. Aus dem Zusammenhang dieser Regelungen 
konnte das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei entneh­
men, daß die Beklagte nicht nur — wie es in Ziffer 1 
heißt — Dokumentationsarbeiten übernommen hatte, 
sondern — wie sich aus Ziffer 5 ergibt — die Erstel­
lung eines fertigen Programms*. Die Beklagte schul­
dete damit einen Erfolg im Sinne eines Werkvertrages. 
Anhaltspunkte dafür, daß die Beklagte der Klägerin da­
bei mehr als das funktionsfähige Programm einschließ­
lich der Benutzerdokumentation schuldete, sind vom 
Berufungsgericht nicht festgestellt worden. Aus der 
den Leistungsumfang umschreibenden Regelung der 
Ziffer 1 Abs. 1 des Vertrages ergibt sich entgegen der 
von der Revision vertretenen Auffassung nicht hinrei­
chend, daß auch die Herausgabe des Quellenpro­
gramms vereinbart war. Das Berufungsgericht hat ohne 
Rechtsverstoß angenommen, daß keiner der dort ver­
wendeten Begriffe sich zwingend auf das Quellenpro­
gramm oder auf eine über die Sourcen Auskunft ge­
bende Dokumentation bezieht. Vielmehr deuten die 
angeführten Begriffe ,Operatoranweisungen', ,Ablauf-
diagramme' und ,Systembeschreibungen' nach der revi­
sionsrechtlich nicht zu beanstandenden Auslegung des 
Berufungsgerichts auf die — vorliegend erstellte und 
übergebene — Benutzerdokumentation hin. Lediglich 
der Begriff des Ablaufdiagramms könnte sich auf eine 
Herstellerdokumentation beziehen, weil er, wie die Re­
vision zutreffend anführt, auch den Programmablauf 
und das Befehlsdiagramm — unmittelbare Vorstufen 
des Quellenprogramms — umfaßt. Das Berufungsge­
richt hat indessen unter Ablaufdiagrammen — und 
diese Auslegung ist nicht nur möglich, sondern in dem 
verwendeten Sinnzusammenhang auch naheliegend — 
ersichtlich Datenflußpläne verstanden, die über das 
Programm nur einen groben Überblick geben, anderer­
seits aber den Benutzer darüber informieren, an wel­
chen Stellen das Programm auf externe Dateien zu­
rückgreift (vgl. Wittmer, Der Schutz von Computer­
software, 1981, S. 46). Ein Datenflußplan kann daher, 
insbesondere wenn das Programm wie im Streitfall für 
die Kommunikation mit einem Rechenzentrum ge­
dacht ist, typischerweise zu einer Benutzerdokumenta­
tion gehören. 

Soweit das Berufungsgericht meint, daß mit dem im 
Vertrag verwendeten Begriff des Programms regelmä­
ßig nur das Maschinenprogramm gemeint sei, bedarf 
dies jedoch einer Klarstellung. Zwischen den Parteien 
besteht Einigkeit darin, daß das Maschinen- oder Ob­
jektprogramm nichts anderes als eine maschinenles­
bare Kodierung (gewissermaßen also eine Übersetzung) 
des Quellenprogramms ist, das — in einer gängigen 
Programmiersprache geschrieben — von einem Fach­
mann ohne weiteres gelesen werden kann. Dement­
sprechend wird — worauf die Revision zu Recht hin-
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weist — der Begriff des Computerprogramms im allge­
meinen Sprachgebrauch gerade auch für Quellenpro­
gramme verwendet. Aus den vom Berufungsgericht an­
geführten Mustervorschriften der WIPO für den 
Schutz von Computersoftware (GRUR 1979, 306 f.) er­
gibt sich nichts Gegenteiliges. Der allgemeine Sprach­
gebrauch läßt sich allerdings auch nicht zur Stützung 
der von der Revision vertretenen Auffassung anführen. 
Denn bei der Vertragsgestaltung im Einzelfall kann der 
Begriff des Programms sowohl als Oberbegriff als auch 
in einem engeren, auf das betriebsbereite Maschinen­
programm beschränkten Sinne verwendet werden. So 
ist beispielsweise in den vom Bundesminister des In­
nern herausgegebenen Besonderen Vertragsbedingun­
gen für die Überlassung von DV-Programmen (GMB1. 
1977, 531 ff.), die sich eindeutig nur auf Maschinenpro­
gramme beziehen, jeweils nur von ,Programmen' die 
Rede (vgl. §§1, 3 BVB-Überlassung); die Überlassung 
weiterer Unterlagen (z.B. der Quellenprogramme) be­
darf nach §16 Nr. 1 BVB-Überlassung der Vereinba­
rung in der Leistungsbeschreibung. Allerdings betref­
fen diese Vertragsbedingungen regelmäßig Standard­
programme, bei denen — worüber sich die Parteien ei­
nig sind — die Überlassung auch der Quellenpro­
gramme im allgemeinen nicht vereinbart wird, wäh­
rend bei der Erstellung von Individualsoftware, um die 
es im Streitfall geht, häufig auch die Übergabe der 
Sourcen sowie die Anfertigung einer umfassenden 
Herstellerdokumentation zum vertraglichen Leistungs­
umfang gehört (vgl. Zahrnt, DV-Verträge, 1985, 
S. 144). Eine derartige Verpflichtung läßt sich jedoch 
auch in einem solchen Falle nicht allein daraus entneh­
men, daß sich der Programmierer zur Erstellung eines 
,Programms' verpflichtet hat. Vielmehr bedarf es einer 
Auslegung im Einzelfall. Das Berufungsgericht konnte 
dabei maßgebend berücksichtigen, daß es der Klägerin, 
die selbst Softwareherstellerin und als solche mit den 
einschlägigen Begriffen vertraut ist, ohne weiteres 
möglich gewesen wäre, durch eine unmißverständliche 
Formulierung sicherzustellen, daß das Quellenpro­
gramm einschließlich der Herstellerdokumentation zu 
übergeben sei. 

Unabhängig von den verwendeten Begriffen hat das 
Berufungsgericht bei seiner Vertragsauslegung aber 
auch zutreffend auf den Vertragszweck und dem da­
nach vorausgesetzten Gebrauch der Programme abge­
stellt. Nach den vom Berufungsgericht getroffenen 
Feststellungen ist nicht ersichtlich, daß die Klägerin 
zur Nutzung der Programme der Übergabe der Sour­
cen bedarf. Die Parteien sind sich darüber einig, daß 
das Maschinenprogramm zur bloßen Programmnut­
zung ausreicht und daß das Quellenprogramm für Än­
derungen und Fehlerbeseitigungen notwendig ist. Zu 
Änderungen und Fehlerbeseitigungen ist aber nach 
den vom Berufungsgericht weiter getroffene Feststel­
lungen nicht die Klägerin, sondern lediglich die Be­
klagte berechtigt. Dies konnte das Berufungsgericht bei 
vorliegendem Sachverhalt rechtsfehlerfrei aus dem 
Fehlen einer ausdrücklichen Änderungsbefugnis zu­
gunsten der Klägerin und überdies auch aus Ziffer 6 
des Vertrages schließen, wonach die Beklagte es über-
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nommen hat, die von ihr erstellten Programme nach 
deren Fertigstellung zu warten, alle Fehler während der 
gesamten Laufzeit des Vertrages kostenlos zu beseiti­
gen und eventuell notwendig werdende Erweiterungen 
vorzunehmen. Diese vertraglichen Verpflichtungen 
könnte die Beklagte nicht erfüllen, wenn sie — wie die 
Revision meint — sämtliche das Programm betreffen­
den Entwicklungsunterlagen an die Klägerin herauszu­
geben hätte. Selbst wenn die Beklagte die Quellenpro­
gramme einschließlich der Herstellerdokumentation 
herausgeben und lediglich ein Vervielfältigungsstück 
zurückbehalten würde, wäre — worauf sie zu Recht 
hinweist — nicht sichergestellt, daß sie künftig ihrer 
Wartungs- und Änderungspflicht ohne weiteres nach­
kommen könnte. Denn mit der Herausgabe der Sour­
cen könnten nunmehr — von der Beklagten unkon­
trollierte — Änderungen an ihren Programmen vorge­
nommen werden, die die Erfüllung ihrer Änderungs­
und Wartungspflicht zumindest erschweren, wenn 
nicht sogar unmöglich machen würde. Auch der von 
der Revision angeführte Umstand, daß die Klägerin ge­
genüber ihren an ihr Rechenzentrum angeschlossenen 
Kunden unter anderem zur Gewährleistung und An­
passung verpflichtet sei, läßt die Übergabe der Sourcen 
nicht notwendig erscheinen. Denn die Klägerin kann 
diese Leistungen durch die Beklagte erbringen lassen, 
die ihr gegenüber hierzu aufgrund des Vertrages vom 
11./15. Dezember 1980 verpflichtet ist. 

Angesichts dieser, die Auslegung tragenden Erwä­
gungen des Berufungsgerichts kann offenbleiben, ob 
sich — wie das Berufungsgericht meint und die Revi­
sion rügt — weitere Hinweise daraus entnehmen las­
sen, daß die Beklagte nach Ziffer 5 des Vertrages zur 
Übergabe des fertigen Programms verpflichtet ist. 

2. Das Berufungsgericht hat nicht verkannt, daß sich 
eine Verpflichtung zur Anfertigung und Herausgabe 
des Quellenprogramms sowie einer umfassenden Her­
stellerdokumentation auch aus den anderen vertragli­
chen Bestimmungen ergeben kann, die nicht in erster 
Linie den Leistungsumfang betreffen. Es hat jedoch 
den Ziffern 7 und 8 des Vertrages, auf die die Klägerin 
sich ergänzend stützt, eine solche Verpflichtung nicht 
entnehmen können. Das Berufungsurteil hält auch in­
soweit den Angriffen der Revision stand. 

a) Nach Ziffer 7 des Vertrages werden der Klägerin 
umfassende ausschließliche Nutzungsrechte an den 
»Programmen, Teilen von Programmen und allen da­
mit in Zusammenhang stehenden Leistungen' einge­
räumt sowie ,das gesamte Know-How' übertragen. Das 
Berufungsgericht hat diesem Passus keine eigenstän­
dige Bedeutung für die Bestimmung des Leistungsum­
fangs beigemessen; vielmehr sei es den Parteien allein 
darum gegangen, der Klägerin die umfassende Verwer­
tung der (Maschinen-)Programme zu ermöglichen, 
ohne daß sie insofern noch durch eventuelle Schutz­
rechte der Beklagten behindert gewesen wäre. 

Auch diese tatrichterliche Auslegung greift die Revi­
sion ohne Erfolg an. Bei Verträgen, die die Herstellung 
eines möglicherweise Urheberrechtsschutz genießen­
den Werkes betreffen, liegt es nahe, dem Besteller die 
für die vertragsgemäße Verwendung des Werkes erfor­

derlichen Nutzungsrechte einzuräumen. Es ist nicht zu 
beanstanden, daß das Berufungsgericht einer solchen 
Vertragsbestimmung im Streitfall keine den Leistungs­
umfang näher beschreibende Funktion beigemessen hat. 

Etwas anderes kann sich entgegen der Revision auch 
aus dem Zweckübertragungsgedanken des §31 Abs. 5 
UrhG — seine Anwendbarkeit zugunsten der Klägerin 
unterstellt — nicht ergeben. Die Parteien streiten vor­
liegend nicht über den Umfang der Nutzungsrechts­
einräumung, sondern allein darüber, inwieweit die Be­
klagte aufgrund des geschlossenen Werkvertrages zur 
Herstellung und Herausgabe verpflichtet ist; der Ein­
räumung der Nutzungsrechte könnte insofern allenfalls 
eine Hinweisfunktion beikommen, die das Berufungs­
gericht jedoch mit zutreffenden Gründen verneint hat. 

b) Ohne Erfolg rügt die Revision die Auslegung der 
Ziffer 8 des Vertrages durch das Berufungsgericht. Mit 
Hilfe dieser Bestimmung sollte sichergestellt werden, 
daß die Beklagte über Geschäftsgeheimnisse der Kläge­
rin Stillschweigen bewahrt und daß bei ihr kein ent­
sprechendes Material verbleibt. Dem letzten Absatz 
dieser Bestimmung kommt eine eigenständige Bedeu­
tung für die Definition des werkvertraglichen Lei­
stungsumfangs — wie das Berufungsgericht zutreffend 
dargelegt hat — nicht zu." 

Anmerkung 
Das Urteil ist in der Begründung teilweise falsch. Im 

Ergebnis mag es zutreffend sein. 
1. Wie die Umfrage des Sachverständigen im Falle 

LG Mannheim (Urteil vom 6. August 1982, 3 O 321/ 
80, Zahrnt, DV-Rechtsprechung Band 1, PE-8) erge­
ben hat, wird bei Individualsoftware grundsätzlich das 
Programm im Quellcode geschuldet. Dementspre­
chend heißt es auch in meinem vom BGH zitierten 
Buch auf Seite 144, daß „grundsätzlich" Quellcode zu 
liefern sei. Der BGH macht daraus „häufig" — also aus 
mehr als 90% weniger als 50%. 

Die im Vertrag verwendeten Begriffe legen nahe, 
daß der Auftraggeber auf die Lieferung des Quellcodes 
samt systemtechnischer Dokumentation abzielte. Inso­
fern ist das Urteil des Kammergerichts (vom 18. März 
1983 — 14 U 4673/82) zu befragen, wie es zur gegen­
teiligen Auslegung gekommen ist. Es ist es durch ei­
gene Auslegung der Begriffe anhand der juristischen 
Literatur (der — wie schon öfters bemängelt — weitge­
hend das Wissen um die Begriffe fehlt). Da war die 
Klägerin selber schuld, nicht auf ein Sachverständigen­
gutachten gedrungen zu haben! 

2. Es stellt sich aber die Frage, ob nicht ein Ausnah­
mefall vorliegt, daß der Vertrag nämlich einem Rah­
menkaufvertrag über Standardprogramme weitgehend 
angenähert ist (Vertriebsvertrag): Die erst noch zu er­
stellenden Programme sollten wie Programme des 
Auftragnehmers vertrieben werden — zusammen mit 
dem Betriebssystem als echtem Standardprogramm —, 
und das in einer für die Überlassung von Standardpro­
grammen typischen Vergütungsform. Die Parteien 
sprechen auch im Zusammenhang mit den Nutzungs­
rechten von Standardprogrammen sowie im Zusam-
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Entscheidungen 

menhang mit der Vergütung von Lizenzgebühren, die 
typischerweise für Standardprogramme gezahlt wer­
den. 

Das Programm zur Datenfernübertragung gehörte 
von der Sache her ganz eng zum Betriebssystem. 
Daran wurde konsequenterweise auch kein ausschließ­
liches Nutzungsrecht eingeräumt. Der Auftragnehmer 
wurde auch wie bei Standardprogrammen zur Pflege 
(Fehlerbeseitigung und Weiterentwicklung) verpflich­
tet. Das Kammergericht stellt in seiner Begründung 
deutlich darauf ab, daß der Auftraggeber nach dem 
Vertrag die Programme nicht ändern dürfe (wofür es 
allerdings die Begründung schuldig bleibt), also den 
Quellcode gar nicht bräuchte. 

Die Begründung des Kammergerichts läßt erken­
nen, daß es den Vertrag praktisch als Vertrag über die 
Lieferung eines Standardprogramms angesehen hat: 
„Und daß es möglicherweise bei einem speziellen Pro­

gramm, um das es sich hier nach der Klägerin handeln 
soll, im Gegensatz zu Standardprogramm-Lizenzen 
branchenüblich ist, die Sourcen zu übergeben, ..." 

Bei Standardprogrammen ist es offen, welche Code­
form (Darstellungsform nach DIN 66230) zu liefern ist 
— gleich ob an einen Anwender oder ob an einen 
Händler. Geht es wie hier um Systemsoftware, wird 
nur selten im Quellcode ausgeliefert. 

Das Argument, daß der Auftragnehmer bei dieser 
Zahlungsweise sein know-how nicht herausgeben wol­
le, ist allgemein formuliert nicht richtig. Denn schließ­
lich werden Standardprogramme insgesamt häufig in 
Quellcode geliefert. 
3. Richtig ist die deutliche Trennung der Fragen: 
— was der Auftragnehmer zu liefern hat, 
— welche Rechte er dem Auftraggeber einzuräumen 

hat, 
— was von wem geheim zu halten ist. (ehr. z.) 

Patentfähigkeit von Programmen 
Urteil des BGH vom 11. März 1986 (X ZR 65/85) 

Tatbestand 
„Der Beklagte ist Inhaber des am 7. August 1974 an­

gemeldeten Patents (Streitpatents), das ein ,automati-
sches Verfahren zur optimalen Regelung des Treib­
stoffdurchsatzes eines Flugzeuges' betrifft. 

Die Klägerin hat Nichtigkeitsklage erhoben. Sie hat 
geltend gemacht, der Gegenstand des Streitpatents sei 
nicht patentfähig. Das unter Schutz gestellte Verfahren 
sei keine dem Patentschutz zugängliche Lehre zum 

technischen Handeln, sondern im Kern ein Rechen­
programm. Jedenfalls sei die Lehre des Streitpatents 
angesichts des vorbekannten Standes der Technik 
nicht erfinderisch. 

Das Bundespatentgericht hat die Klage abgewiesen. 
Die Klägerin hat Berufung eingelegt, mit der sie ih­

ren Antrag auf Nichtigerklärung des Streitpatents wei­
terverfolgt." 

Entscheidungsgründe 
„Die Berufung der Klägerin hat Erfolg. Das Patent 

ist für nichtig zu erklären, weil das unter Schutz ge­
stellte Verfahren nicht dem Bereich der Technik ange­
hört, §§1 Abs. 1, 13 Abs. 1 Nr. 1 PatG 1968. 

I . In der Patenschrift wird berichtet, daß die Kosten 
eines Fluges zwischen zwei Flughäfen im wesentlichen 
von zwei Faktoren gebildet werden, nämlich den Ko­
sten für den insgesamt verbrauchten Treibstoff einer­
seits und den Gesamtflugzeiten andererseits. Unter 
Flugzeitkosten werden dabei betriebswirtschaftliche 
und technische Kosten verstanden, insbesondere Ab­
schreibungen, Versicherungskosten, zeitabhängige Per­
sonalkosten sowie technische Abnutzungs- und War­
tungskosten, die im wesentlichen von der Flugzeit ab­
hängig sind. 

In der Patenschrift wird weiter ausgeführt, eine an 
sich gewünschte Verringerung der Flugzeit sei nur 
durch eine Erhöhung des Treibstoffdurchsatzes und 
damit eine Erhöhung der Geschwindigkeit möglich. 
Die dadurch erzielte Verringerung der Flugzeitkosten 
werde aber vielfach von den dadurch bedingten erhöh­
ten Treibstoffkosten überkompensiert. Demgegenüber 
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